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Zum Jahresbeginn 2016 hat das 
Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie (BMWi) seine Programme zur 
freiberuflichen Beratung in einem ein-
heitlichen Förderprogramm gebün-
delt. So wurden die bisherigen Bera-
tungsprogramme „Gründercoaching 
Deutschland“, „Runder Tisch“ und 
„Turn-Around-Beratung“, die bisher 
von der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau (KfW) angeboten und umgesetzt 
wurden, mit dem BAFA-Beratungspro-
gramm „Förderung unternehmerischen 
Know-hows durch Unternehmensbe-
ratung“ zu einem einheitlichen Bera-
tungsprogramm des Bundes zusam-
mengefasst.

Unter dem Titel „Förderung des unterneh-
merischen Know-hows“ können sowohl neu 
gegründete als auch etablierte Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft sowie freie Be-
rufe und Unternehmen in Schwierigkeiten Zu-
schüsse für freiberufliche Beratungsleistun-
gen erhalten, sofern es sich um kleine oder 
mittlere Unternehmen („KMU“) handelt.

Die „Rahmenrichtlinie zur Förderung unter-
nehmerischen Knowhows“ ist zum 01.01.2016 
in Kraft getreten und gilt bis zum 31.12.2020.

��   Was wird gefördert?
a)	  �Allgemeine Beratungen (für Jung- und 

Bestandsunternehmen) zu allen 
• wirtschaftlichen, 
• finanziellen, 
• �personellen und organisatorischen Fra-

gen der Unternehmensführung.

b)	� Spezielle Beratungen (für Jung- und Be-
standsunternehmen) sind Beratungen von 
Unternehmen,

	 • �die von Unternehmerinnen geführt werden,
	 • �die von Migranten/innen geführt werden,
	 • �die von Unternehmer/innen mit Behin-

derung geführt werden,
	 • �zur besseren betrieblichen Integration 

von Mitarbeiter/innen mit Migrations-
hintergrund,

	 • �zur Gestaltung der Arbeit für Mitarbei-
ter/innen mit Behinderung,

	 • �zur Fachkräftegewinnung und -Siche-
rung,

	 • �zur besseren Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf,

	 • �zur alternsgerechten Gestaltung der Ar-
beit,

	 • �zur Nachhaltigkeit und zum Umwelt-
schutz.

c)	 �Unternehmenssicherungsberatungen (für 
Unternehmen in Schwierigkeiten) Bera-
tungen, um die Leistungs- und Wettbe-
werbsfähigkeit wiederherzustellen und 
Entlassungen vorzubeugen, unabhängig 
vom Alter des Unternehmens.

d)	 ��Folgeberatungen (für Unternehmen in 
Schwierigkeiten)

Zusätzliche Beratungen zur Vertiefung der 
Maßnahmen zur Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Wettbewerbsfähigkeit zu allen 
wirtschaftlichen, finanziellen, personellen 
und organisatorischen Fragen der Unterneh-
mensführung.

��   �Wer wird in welcher Höhe  
gefördert?

Antragsberechtigt sind rechtlich selbstän-
dige kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 
der gewerblichen Wirtschaft und der freien 
Berufe für unterschiedliche Beratungsarten:
a)	 �Jungunternehmen (Unternehmen bis zwei 

Jahre nach Gründung):
	 • �Förderung allgemeiner Beratungen und 

spezieller Beratungen
	 • �maximale Bemessungsgrundlage pro 

Beratungsart 4.000 Euro
	 • �Fördersatz 50%, alte Bundesländer, 

maximaler Zuschuss pro Beratungsart 
2.000 Euro.

b)	 �Bestandsunternehmen (Unternehmen ab 
dem dritten Jahr nach Gründung):

	 • �Förderung Allgemeiner Beratungen und 
Spezieller Beratungen

	 • �maximale Bemessungsgrundlage pro 
Beratungsart 3.000 Euro

	 • �Fördersatz 50%, alte Bundesländer, 
maximaler Zuschuss pro Beratungsart 
1.500 Euro. 

	 • �maximale Dauer pro Beratungsart: fünf 
Tage, wobei die Tage nicht aufeinander-
folgen müssen (ohne Berichterstellung 
und ohne Reisezeiten)

c)	 �Unternehmen in Schwierigkeiten 
Förderung von Unternehmenssicherungs-
beratung und Folgeberatung

	 • �maximale Bemessungsgrundlage pro 
Beratungsart 3.000 Euro

	 • �Fördersatz 90% bundesweit, maximaler 
Zuschuss pro Beratungsart 2.700 Euro

��   �Vor Antragstellung
müssen Jungunternehmen und Unterneh-

men in Schwierigkeiten ein kostenloses In-
formationsgespräch mit dem zuständigen 
Regionalpartner der Leitstelle über die Zu-
schussvoraussetzungen führen. Die Bestä-

tigung des Regionalpartners ist Vorausset-
zung für den Antrag. Zwischen Gespräch und 
Antragstellung dürfen nicht mehr als 3 Mo-
nate liegen.

Bestandsunternehmen ist die Inanspruch-
nahme eines Vorgespräches bei einem Regio-
nalpartner freigestellt.

��   �Antragstellung
Vor Beratungsbeginn muss ein Förderan-

trag online bei einer Leitstelle gestellt wer-
den. Link zur Antragsstellung: fms.bafa.de/
BafaFrame/unternehmensberatung. Die Leit-
stelle prüft die Antragsunterlagen und infor-
miert das Unternehmen kurzfristig über das 
Ergebnis, die Bedingungen der Förderung so-
wie die Vorlagefristen für die Einreichung der 
Unterlagen.

Erst nach Erhalt der unverbindlichen Inaus-
sichtstellung der Förderung kann mit der Be-
ratung begonnen werden. Andernfalls kann 
kein Zuschuss gewährt werden. Eine rückwir-
kende Förderung ist ausgeschlossen. Als Be-
ginn der Beratung zählt bereits der Abschluss 
eines Beratungsvertrages.

��   �Bewilligung und Auszahlung der 
Zuschüsse

Spätestens 6 Monate nach Erhalt des Infor-
mationsschreibens über die unverbindliche 
Inaussichtstellung muss der Antragsteller 
der Leitstelle online verschiedene Nachweise 
(Verwendungsnachweis, De-minimis-Erklä-
rung, Beratungsbericht, Rechnung des Bera-
ters, Zahlungsnachweis etc.) vorlegen. 

Die Leitstelle prüft die vorgelegten Unter-
lagen und leitet diese an das Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) als 
Bewilligungsbehörde zur Entscheidung wei-
ter. Erst nach abschließender Prüfung der An-
trags- und Verwendungsnachweisunterlagen 
durch die Bewilligungsbehörde erfolgt die 
Bewilligung und Auszahlung des Zuschusses.

Förderung unternehmerischen Know-hows
Neues Programm

Zukünftige Fachkräfte sichern

Begleitende Hilfen unterstützen 
Azubis während ihrer Ausbildung

Die Ausbildung junger Menschen kann für Betriebe eine besondere 
Herausforderung darstellen. Neben der eigentlichen Ausbildung kann 
oftmals zusätzliches Engagement nötig sein, um bei den jungen Men-
schen bestehende Defizite wie z.B. fachliche Lücken oder – bei jun-
gen Menschen mit Migrationshintergrund – Sprachschwierigkeiten zu 
überwinden und auszugleichen. Hierbei können ausbildende Betriebe 
Unterstützung erhalten.

Eine Berufsausbildung kann mit unterstützenden Maßnahmen ge-
fördert werden, wenn Azubis wegen in ihrer Person liegender Gründe 
eine Berufsausbildung ohne die Unterstützung nicht beginnen, fort-
setzen oder erfolgreich beenden kann. Lernbeeinträchtigte oder so-
zial benachteiligte junge Menschen können auch im Rahmen einer 
Einstiegsqualifizierung durch ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) 
unterstützt werden. Unterstützt werden betriebliche (Teilzeit-) Berufs-
ausbildungen junger Menschen in einem anerkannten Ausbildungs- 
beruf. 

In abH werden Inhalte vermittelt, die über das Betriebs- und Aus-
bildungsübliche hinausgehen. Hierzu gehören der Abbau von Sprach- 
und Bildungsdefiziten, die Förderung von Fachtheorie und eine so-
zialpädagogische Begleitung der jungen Menschen. AbH finden 
üblicherweise außerhalb der betrieblichen Ausbildungszeit statt und 
umfassen drei bis acht Stunden pro Woche. Sie können auch während 
einer Einstiegsqualifizierung eingesetzt werden. Die genannten Unter-
stützungen werden auf Antrag an den Jugendlichen bzw. den Betrieb 

als Dienstleistung unmittelbar durch einen von der Agentur für Arbeit 
bzw. dem Jobcenter beauftragten Bildungsträger erbracht. Dieser ar-
beitet eng mit Ausbildern, Berufsschullehrern und Eltern zusammen. 

Über Einzelheiten hinsichtlich Art und Inhalt der Forderung so-
wie über Details zum Personenkreis der jungen Menschen, zu deren 
Gunsten die Förderung erbracht werden kann, beraten die zuständige 
Agentur für Arbeit bzw. das zuständige Jobcenter oder die Ausbil-
dungsberater der Kreishandwerkerschaft Bielefeld.
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Auch im Kleinbetrieb dürfen keine alters- 
diskriminierenden Kündigungen ausgespro-
chen werden. Die Möglichkeit eines (zeitna-
hen) Rentenbezuges stellt kein zulässiges 
Differenzierungskriterium nach § 10 Satz 3 
Nr. 5, 6 AGG dar.

Beschäftigungsverhältnisse unterliegen  
nur dann dem Kündigungsschutzgesetz, 
wenn in dem Betrieb in der Regel mehr als 
10 Arbeitnehmer beschäftigt werden und das 
Arbeitsverhältnis zum Zeitpunkt des Zugangs 
der Kündigung in demselben Betrieb oder Un-
ternehmen ohne Unterbrechung länger als 
sechs Monate bestanden hat. Auch bei Be-
schäftigungsverhältnissen, die nicht unter 
das Kündigungsschutzgesetz fallen, ist es 
dem Arbeitgeber verwehrt, willkürliche Kün-
digungen auszusprechen. In diesem Fall sind 
Arbeitnehmer durch die Generalklauseln des 
Zivilrechts vor einer Sitten- oder treuwidrigen 
Ausübung des Kündigungsrechtes geschützt.

Das Bundesarbeitsgericht bekräftigt in der 
vorliegenden Entscheidung wiederholt, dass 
auch dann, wenn die sechsmonatige War-
tezeit nicht erfüllt ist oder es sich um einen 
Kleinbetrieb handelt, die Kündigung eines Ar-
beitnehmers nicht aus in § 1 AGG genannten 
Gründen (Rasse oder wegen der ethnischen 
Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder 
Weltanschauung, einer Behinderung, des Al-
ters oder der sexuellen Identität) diskriminie-
rend sein darf. Beachtet der Arbeitgeber dies 
nicht, so ist die Kündigung nach § 134 BGB 
i.V.m. § 7 Abs. 1, §§ 1, 3 AGG unwirksam.

Es bestand folgender Sachverhalt:
Die im Jahre 1950 geborene Klägerin war 

seit Dezember 1991 bei der Beklagten ange-
stellt. Neben der Klägerin waren im Jahre 2013 
eine Umzuschulende und vier weitere jüngere 
Arbeitnehmerinnen beschäftigt. Die Beklagte 
kündigte das Arbeitsverhältnis schließlich 
mit Schreiben vom 24. Mai 2013 zum 31. De-
zember 2013. Dieses Schreiben lautete aus-
zugsweise wie folgt: „Seit über 20 Jahren ge-
hen wir nun beruflich zusammen gemeinsame 
Wege. Wir haben in dieser Zeit viel erlebt, 
auch manche Veränderung. Inzwischen bist 
du pensionsberechtigt und auch für uns be-
ginnt ein neuer Lebensabschnitt. (...) Wir kün-
digen deshalb das zwischen uns bestehende 
Arbeitsverhältnis unter Einhaltung der ver-
traglichen Frist zum 31. Dezember 2013.“

Mit ihrer Klage wandte sich die Klägerin 
gegen die Kündigung und machte gleichzei-
tig einen Entschädigungsanspruch in Höhe 
von 20.436,00 Euro geltend. Die Kündigung 
sei wegen unzulässiger Altersdiskriminie-
rung unwirksam. Der Wortlaut des Kündi-
gungsschreibens lasse eine Benachteiligung 
wegen des Alters vermuten, da darin auf die 
„Pensionsberechtigung“ abgestellt werde. 

Die Altersdiskriminierung zeige sich auch da-
durch, dass einer jüngeren und nicht renten-
nahen Arbeitnehmerin, die ohne weiteres mit 
ihr vergleichbar sei, nicht gekündigt worden 
sei. Wegen der erlittenen Diskriminierung sei 
eine Entschädigung in Höhe eines Bruttojah-
resgehalts an sie zu zahlen.

Die Beklagte vertrat die Auffassung, dass 
die Kündigung wirksam sei. Das Alter der Klä-
gerin stehe in keinem Zusammenhang mit der 
Kündigung. Man sei lediglich bemüht gewe-
sen, die betrieblich notwendige Kündigung 
freundlich und verbindlich zu formulieren.

Das Arbeits- und Landesarbeitsgericht 
haben die Klage abgewiesen. Vor dem Bun-
desarbeitsgericht hatte die Revision der 
Klägerin Erfolg. Das Gericht hielt die Kündi-
gungsschutzklage für begründet. Da es über 
den Antrag auf Zahlung der Entschädigung 
nicht abschließend entscheiden konnte, ver-
wies es diesen Antrag an das Landesarbeits-
gericht zurück.

Folgenden Leitsätze sind zu 
entnehmen:

Eine ordentliche Kündigung aus einem der 
in § 1 AGG genannten Gründe ist nach § 134 
BGB i.V.m. § 7 Abs. 1, §§ 1,3 AGG unwirksam. 
Es macht keinen Unterschied, ob es sich um 
eine Kündigung während der Wartezeit des § 
1 Abs. 1 KSchG oder um eine Kündigung in ei-
nem Kleinbetrieb handelt.

Der Hinweis auf eine „Pensionsberechti-
gung“ im Kündigungsschreiben kann zu der 
Vermutung gemäß § 22 AGG führen, dass das 
Alter auch ein Motiv für die Kündigung war.

Besteht eine Benachteiligungsvermutung, 
trägt die andere Partei die Darlegungs- und 
Beweislast dafür, dass der Gleichbehand-
lungsgrundsatz nicht verletzt worden ist. Bei 
einer wegen Alters vermuteten Benachteili-
gung ist die Darlegung und ggf. der Beweis 
von Tatsachen erforderlich, aus denen sich 
ergibt, dass es ausschließlich andere Gründe 
als das Alter waren und dass in dem Motiv-
bündel das Alter keine Rolle gespielt hat.

Der Gesetzgeber hat die Möglichkeit eines 
(zeitnahen) Rentenbezuges nicht nach § 10 
Satz 3 Nr. 5, 6 AGG als generell zulässiges 
Differenzierungskriterium angesehen.

Hinweis:
ln der vorliegenden Entscheidung macht 

das Bundesarbeitsgericht deutlich, dass der 
Hinweis auf die „Pensionsberechtigung“ 
im Kündigungsschreiben vermuten lasse, 
dass das Alter jedenfalls auch ein Motiv für 
die Kündigung war. Dies zeigt, dass die For-
mulierung einer Kündigung sorgfältig erfol-
gen sollte. Eine Kündigung muss (und sollte) 
grundsätzlich – bis auf wenige Ausnahmen – 
nicht begründet werden.

Kündigung im Kleinbetrieb
Nicht jedem fällt seine Ausbildung leicht: 

Mal ist es die Theorie, mal die Praxis, bei der 
es hakt. Die Initiative »VerA« will dem Auf-
geben entgegenwirken – und vermittelt dem 
Nachwuchs erfahrene Seniorpartner.

Einer dieser ehrenamtlichen Ausbildungs-
begleiter ist Richard Niedenthal. Der 79-Jäh-
rige, gelernter Büromaschinenmechaniker ist 
Handwerksmeister mit Leib und Seele. Schon 
mehr als zehn Jugendlichen hat er auf dem 
Weg zum Abschluss zur Seite gestanden. »Es 
macht Spaß, die Entwicklung mitzuverfolgen 
und der Kontakt hält jung«, sagt er. 

Derzeit kümmert sich Niedenthal um 
Theerno Barry aus Guinea. Der ist 21 Jahre 
alt und absolviert eine Ausbildung zum Maler 
und Lackierer. Sein großes Problem war die 
deutsche Sprache. »Besonders bei Textauf-
gaben in der Theorie habe ich das gemerkt. 
Fachausdrücke habe ich nicht verstanden«, 
erzählt Barry, der erst seit 2012 in Deutsch-
land lebt.

Richard Niedenthal konnte Abhilfe schaf-
fen. Er hat während seines Berufslebens 
viel Auslandserfahrung gesammelt, war al-
lein zehn Jahre lang in Afrika tätig. »Theerno 
war der erste, dem ich nun sprachlich auf die 
Beine helfen konnte«, erzählt er. Fachlich sei 
der disziplinierte Azubi ohnehin sehr gut. »Er 
ist insgesamt ein sehr intelligenter, junger 
Mann«, attestiert ihm Niedenthal. Englisch 
und Französisch spreche er bereits fließend. 
Jüngst hat der Auszubildende seine Führer-
scheinprüfung bestanden. Und für die Gesell-
prüfung im Dezember ist er mittlerweile auch 
zuversichtlich. 

Diese erfolgreiche Hilfestellung zu ge-
ben – genau das ist das Ziel von »VerA« (Ver-
hinderung von Ausbildungsabbrüchen), ei-
nem Projekt des Senior Experten Service in 
Bonn. Hier in der Region kümmert sich Man-
fred Bobe aus Bad Oeynhausen um die Ko-
ordination im Handwerk. Für die Industrie ist 
Helmut Flöttmann der Ansprechpartner. »Wir 
sind ständig auf der Suche nach neuen Senio-
rexperten«, sagt Bobe. 

Wer Interesse hat, kann sich direkt telefo-
nisch (0228-2609040) oder per E-Mail an die 
Verantwortlichen wenden: 
vera@ses-bonn.de.

Jugendliche, die Unterstützung brau-
chen, oder auch Betriebe, die eine Unterstüt-
zung für die Auszubildenden suchen, können 
sich ebenfalls unter der vorgenannten Tele-
fon-Nr./Email-Adresse melden oder bei der 
Kreishandwerkerschaft, Oliver Roggensack, 
Tel.: 0521/58009-19.

Foto v.l.n.r: Regional-Koordinator Manfred Bobe, 
Azubi Theerno Barry  

und Ausbildungsbegleiter Richard Niedenthal.

„VerA“ – Stark durch die Ausbildung

Ein dem Ausbildungsvertrag vorangegan-
genes Praktikum darf nicht auf die Probezeit 
des Ausbildungsverhältnisses angerechnet 
werden. Dies hat das Bundesarbeitsgericht 
mit Urteil vom 19.11.2015, Aktenzeichen: 6 
AZR 127/04, entschieden. Dem Urteil lag fol-
gender Sachverhalt zugrunde:

Ein Lehrling hatte vor Beginn sei-
ner Ausbildung zur Überbrückung 
einen Praktikumsvertrag mit dem 
Betrieb geschlossen. Während der 
Probezeit war das Ausbildungsver-
hältnis von Seiten des Betriebes ge-
kündigt worden.

Gegen diese Kündigung klagte der Aus-
zubildende. Er argumentierte, die Kündigung 
sei erst nach Ablauf der Probezeit erklärt 
worden, da das Praktikum auf die Probezeit 
des Ausbildungsverhältnisses anzurechnen 

sei. Sein Ausbildungsbetrieb habe sich be-
reits während des Praktikums ein vollständi-
ges Bild über ihn machen können.

Die obersten Arbeitsrichter teilten die An-
sicht des Auszubildenden jedoch nicht. Ein 
Ausbildungsverhältnis müsse in jedem Fall 

mit einer Probezeit beginnen, die gelte 
auch dann, wenn dem Vertrag zu-

vor kein Praktikum sondern ein Ar-
beitsverhältnis vorangegangen 
sei. Gemäß § 20 Abs. 1 Berufsbil-
dungsgesetz müsse ein Ausbil-

dungsverhältnis zwingend mit einer 
Probezeit beginnen.

Hinweis: Auch wenn der Auszubildende 
während der Ausbildungszeit den Ausbil-
dungsbetrieb wechselt, muss das neue Ver-
tragsverhältnis wieder mit einer Probezeit 
beginnen.

Praktikum eines Lehrlings darf nicht auf die Probezeit  
des Ausbildungsvertrages angerechnet werden

Geschäftsinhaber, Gesellschaf-

ter, Geschäftsführer – sie alle sind 

in  verantwortungsvoller Position. 

Und Tag für Tag ganz besonderen 

Risiken ausgesetzt. Gegen diese 

Risiken bzw. deren finanziellen 

Folgen können sich Unternehmen 

umfassend absichern. Das schützt 

Arbeitsplätze und das betriebliche 

sowie private Vermögen.

„Die Absicherung Ihres Unterneh-
mens ist einfach – mit unserem kom-
pakten Sicherheitspaket Gewerbe- 
Schutz“, sagt Janpeter Jaensch, Leiter 
Gewerbekunden der Sparkasse Biele-
feld. „In der Praxis erleben wir, dass 
fehlende Absicherung existenzgefähr-
dend sein kann. Sprechen Sie uns an, 
damit Ihr Unternehmen und Sie als Un-
ternehmer vor vermeidbaren Gefahren 
geschützt sind.“

Das Sicherheitspaket Gewerbe- 
Schutz schützt Sie in folgenden Berei-
chen bzw. kann je nach Bedarf indivi-
duell zusammengestellt werden:

•	 Betriebs-Haftpflicht-Risiken
•	 Inventar- / Ertragsausfall-Risiken
•	 Firmen-Rechtsschutz
•	 Gruppen-Unfall-Risiken

Schutz  
ist einfach.

 Janpeter Jaensch, Leiter Gewerbekunden  
der Sparkasse Bielefeld.



Info

16 KH-Info-Magazin 2/16

Volksbank baut Private 
Banking Betreuung aus
Bielefeld. Die Volksbank Bielefeld-Gütersloh stellt derzeit die Weichen im Private 
Banking auf Wachstum. Die regionale Genossenschaftsbank – sie gehört zu den 
rund 40 Volks- und Raiffeisenbanken, die über eine hauseigene Vermögensverwal-
tung verfügen – erweitert ihr Angebot für vermögende Privat- und Firmenkunden am 
Standort Bielefeld. 

Niedrige Zinsen, gestiegene Immobilienpreise und stark schwankende Aktien-
märkte: Das sind die Faktoren, die aktuell die Situation auf dem Finanzmarkt bestim-
men. Gleichzeitig belegen Studien, dass die Zahl der vermögenden Privatkunden 
stetig steigt. Nach einer Prognose des Bundesverbandes der Volksbanken wuchs 
2015 allein in Bielefeld das Vermögen, das für Kapitalanlagen zur Verfügung steht, 
um etwa 123,5 Millionen Euro an - durch Einkommen, Zinsen oder Gewinnausschüt-
tungen.  

Die Erwartungen, die diese Kunden haben, sind meistens recht einfach: Attraktive 
Renditen in guten Börsenjahren und möglichst keine Verluste in Krisenzeiten. So 
simpel diese Erwartung in der Formulierung ist, so anspruchsvoll ist sie in der Um-
setzung.

„Anlageentscheidungen sind heute oft komplex: Das historisch niedrige Zinsniveau, 
die Vielfalt der Möglichkeiten und die schnelllebigen internationalen Finanzmärkte 
erfordern ein fundiertes Wissen, um die richtigen Entscheidungen für die Vermö-
gensanlage treffen zu können“, weiß Bernhard Stahr. Der Finanzexperte ist Team-
leiter des Private Banking der Volksbank Bielefeld-Gütersloh. Der Kern seiner Arbeit 
und seines Teams ist die ganzheitliche Beratung und Betreuung vermögender Privat- 
und Firmenkunden. Dazu gehören die individuelle Vermögensverwaltung sowie die 
persönliche Finanzplanung, das Generationen- und Stiftungsmanagement inklusive 
einer strategischen Vorsorgeplanung und nicht zuletzt auch die Anlageberatung.

Die Volksbank Bielefeld-Gütersloh betreibt bereits seit 2000 das Private Banking 
Geschäft in Eigenregie. „Die Markterfolge der letzten Jahre zeigen, dass unser Kon-
zept die Bedürfnisse und Wünsche der Kunden trifft und entsprechend honoriert 
wird“, erläutert Stahr. „Wir beraten unabhängig und ausschließlich im Interesse un-
serer Mitglieder und Kunden.“

Vor einigen Jahren standen für vermögende Anleger noch Perfor-
mance und Image im Vordergrund. Heute entscheiden sich diese 
für Bankpartner mit nachhaltigen Geschäftsmodellen, die sich, 
laut Stahr, auf langfristigen Werterhalt und dauerhafte Kunden-
zufriedenheit konzentrieren.

Nur schön sein reicht nicht aus. Wer pro-
fessionelle Berufskleidung trägt, verbindet 
damit auch immer eine arbeitsplatzgemäße 
Funktionalität sowie Tragekomfort, umfas-
senden Schutz und eine praxisgerechte 
Ausstattung. Das weiß auch die Kotzenberg 
Textil-Service GmbH mit Sitz in Hövelhof, 
die ihre Kunden mit frisch gepflegter Be-
rufskleidung im Mietservice versorgt.

Vielleicht ist der Blick auf Funktion und 
Komfort der wichtigste Trend der letzten 
Jahre bei der Berufskleidung. Wer Berufs-
kleidung für sein Team anschafft, wünscht 
heute eine gut durchdachte Lösung. Die 
weiß, worauf es ankommt. Und dabei auch 
noch gut ausschaut.

„Unsere Kunden erwarten, dass ihre 
Berufskleidung funktionale Praxistaug-
lichkeit beweist aber auch optisch eini-
ges hermacht – da haben sich die Ansprü-
che in den letzten Jahren klar verändert. 
Besonders bei den jüngeren Profis ein 
wichtiges Thema“, bestätigt Dieter Unter-
halt, Geschäftsführer der Kotzenberg Tex-
til-Service GmbH. Und dort erkennt er den 
Wunsch einer optischen Annäherung der 
Berufskleidung an die aktuelle Freizeit- und 

Outdoorkleidung. „Beliebt sind z.B. dunkel 
abgesetzte Nähte und Flächen auf Jacken 
oder Hosen. Und natürlich sportliche, ergo-
nomische Schnitte.“ Der Einsatz von Farben 
ist sehr subjektiv und geprägt von der je-
weiligen Branche und den individuellen Fir-
menfarben. „Neben schlichter einfarbiger 
Optik, gibt es Unternehmen, die moderne 
mehrfarbige Kleidung bevorzugen. Hier re-
agieren wir z. B. mit einer Mietkollektion, 
die mit ihrer dezent aufblitzenden Dreifar-
bigkeit dem Zeitgeschmack entspricht“, er-
klärt Unterhalt.

Mindestens ebenso bedeutungsvoll zur 
Unterstreichung des firmeneigenen Cor-
porate Designs erweisen sich Veredelun-
gen durch Stickembleme, Direkteinstickung 
oder Patch-Transfer. „Die Individualisie-
rung der einzelnen Teile ist 2016 sicher gro-
ßes Thema. Besonders gefragt sind freiste-
hende Logos, deren Aufbringen etwa durch 
Thermopatchverfahren gut gelingt“, so Un-
terhalt.

Der Rundum-Service der Kotzenberg Tex-
tilpflege GmbH reicht von der persönlichen 
Beratung und individuellen Ausstattung der 
Mitarbeiter, über die fachgerechte Pflege 

der Berufskleidung, ihrer Kontrolle und In-
standsetzung, bis zum regelmäßigen Hol- 
und Bringdienst.

Weitere Informationen:
Kotzenberg Textil-Service GmbH
Otto-Hahn-Str. 14, 33161 Hövelhof
Tel: +49 (5257) 98892-0
Fax: +49 (5257) 98892-33
Email: info@dbl-kotzenberg.de

Komfort und Funktion – die Trends 2016

Im Trend 2016: Sportlicher Look und möglichst 
viel Bewegungsfreiheit. Angesagt sind 

aktuell deshalb dehnbare Materialien und 
Stretcheinsätze für optimalen Tragekomfort  

im Arbeitsalltag, hier die Mietkollektion  
Comfort Color im Programm der  

Kotzenberg Textil-Service GmbH.

Foto: (v.l.) Das Bielefelder Private Banking Team der Volksbank Bielefeld-
Gütersloh: Andreas Sippel, Silke Wehmhöner, Benedikt Weiling,  

Jens Prante, Teamleiter Bernhard Stahr und Mathias Behnke.


